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(Nr. 13600.) Geſetz über die Aufnahme von Anleihen und Darlehen ſowie die Übernahme von Bürg⸗ 
ſchaften und Verpflichtungen aus Gewährverträgen und von anderen Sicherheiten durch 
Gemeinden und Gemeindeverbände. Vom 29. Mai 1931. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8 1. 


(1) Gemeinden und Gemeindeverbände bedürfen zur rechtswirkſamen Aufnahme von Anleihen 
und Darlehen, zur rechtswirkſamen Übernahme von Bürgſchaften und Verpflichtungen aus Gewähr⸗ 
verträgen und zur rechtswirkſamen Beſtellung anderer Sicherheiten der vorherigen Genehmigung 
durch die nach den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen und dem Zuſtändigkeitsgeſetze für die Genehmigung 
der Aufnahme von Anleihen der Gemeinden und Gemeindeverbände zuſtändigen Behörden. Als 
Anleihe oder Darlehen im Sinne dieſes Geſetzes iſt die Aufnahme jeder Art von Kredit anzuſehen. 


(2) Der Genehmigung bedürfen nicht: 
a) vorübergehende aus ordentlichen Einnahmen des laufenden Haushaltsjahrs oder ſonſt 
innerhalb von neun Monaten aus ordentlichen Einnahmen zu deckende Kredite (Kaſſen⸗ 
kredite, Betriebskredite), a 
b) im Rahmen der laufenden Verwaltung abzuſchließende, ihrer Natur nach regelmäßig 
wiederkehrende Geſchäfte, 
ſofern es ſich nicht unmittelbar oder mittelbar um die Aufnahme von Auslandskrediten handelt. 
(3) Der Genehmigung unterliegen auch Rechtsgeſchäfte, mit denen durch Mißbrauch von 
Formen und Geſtaltungsmöglichkeiten des Rechtes die enehmigung umgangen werden ſoll. 


8 2. 

Soweit kommunale Giroverbände oder kommunale Kreditinſtitute für den öffentlichen Markt 
beſtimmte Anleihen aufnehmen, ſind dieſe Anleihen gemäß § 1 genehmigungspflichtig. Zuſtändig 
5 die Erteilung der Genehmigung iſt, ſoweit in den Satzungen nichts anderes beſtimmt iſt, die 

ufſichtsbehörde. Dies gilt nicht für Pfandbriefanleihen öffentlich-vechtlicher Kreditanſtalten (Geſetz 
über die Pfandbriefe und verwandten Schuldverſchreibungen öffentlich-vechtlicher Kreditanſtalten 
vom 27. Dezember 1927 — Reichsgeſetzbl. I S. 492 —). 


8 3. 

Die zwiſchen der Reichsregierung und den Ländern vereinbarten Richtlinien für das Schulden⸗ 
weſen der Gemeinden vom 3. Dezember 1930 und über die Aufnahme von Auslandskrediten durch 
Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände vom 21. Oktober 1927 ſind für die Dauer der getroffenen 
Vereinbarungen auch für die Beſchlußbehörden verbindlich. 


8 4. 
Das Geſetz, betreffend ausländiſchen Kommunalkredit, vom 9. Juli 1925 Geſetzſamml. S. 89) 


wird aufgehoben. 
(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 17. Juni 1931.) 
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8 5. 
Die Miniſter des Innern und der Finanzen erlaſſen die zur Ausführung dieſes Geſetzes er⸗ 
forderlichen Anordnungen. 


8 6. 
Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 
Es tritt am 31. März 1933 außer Kraft. 


„Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 2 


Berlin, den 29. Mai 1931 a 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. 


(Nr. 13601.) Geſetz zur Abänderung des Preußiſchen Wohnungsgeſetzes vom 28. März 1918 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 23) in der Faſſung des Geſetzes vom 11. Januar 1929 (Geſetzſamml. S. 4). 
Vom 29. Mai 1931. 8 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 
Der Artikel 2 des Wohnungsgeſetzes vom 28. März 1918 (Geſetzſamml. S. 23) in der Faſſung 
des Geſetzes vom 11. Januar 1929 (Gejekfamml. S. 4) erhält folgenden Wortlaut: 


Artikel 2. 
Enteignung für die Geſundung von Wohnvierteln uſw. 


Soweit für die Geſundung von Wohnvierteln, Häuſerblocks und dergleichen der erforderliche 
Grund und Boden bis zum 31. Dezember 1935 im Enteignungsweg in Anſpruch genommen werden 
muß, wird die Zuläſſigkeit der Enteignung durch den Miniſter für Volkswohlfahrt ausgeſprochen. 
Das Enteignungsverfahren erfolgt in ſolchen Fällen nach den Vorſchriften des Geſetzes über ein 
vereinfachtes Enteignungsverfahren vom 26. Juli 1922 (Geſetzſamml. S. 211). 


8 2. 
Das Geſetz erhält rückwirkende Kraft vom 1. Januar 1931 an. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 29. Mai 1931. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Hirtſiefer. 
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(Nr. 13602.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zum Ausbau des ſtaatlichen Bades 
Pyrmont. Vom 29. Mai 1931. 


D er Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 

Dem Staatsminiſterium wird ein Betrag von 3 259 000 RAM zum Ausbau des ſtaatlichen 
Bades Pyrmont zur Verfügung geſtellt. 

8 2. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im 8 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert 
der zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge 
anzuſetzen. 

8 3. 

Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Finanzminiſter ob. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 29. Mai 1931. 


(Siegel Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13603.) Verordnung über Bildung einer zweiten Arbeiterkammer bei dem Arbeitsgericht in Stettin. 
Vom 22. Mai 1931. 


Auf Grund des 8 17 des Arbeitsgerichtsgeſetzes vom 23. Dezember 1926 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 507) wird in Abänderung der Verordnung vom 10. Juni 1927 (Geſetzſamml. S. 97) folgendes 
beſtimmt: . 
8 1. 
Beim Arbeitsgericht Stettin wird eine zweite Kammer für Arbeiter gebildet. 


8 2. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Juli 1931 in Kraft. 


Berlin, den 22. Mai 1931. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. für ee en 


8 In Vertretung: 
Schmidt. Staudinger. 
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bu. Grunau, lol ten. str. 12% 
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Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. März 1931 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Büren für die Waſſer⸗ 
verſorgungsanlage der Stadt Büren 
durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 20 S. 67, ausgegeben am 16. Mai 1931; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. April 1931 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Hückelhoven für die Anlage 
eines neuen Gemeindefriedhofs 
durch das Amtsblatt der Regierung in Aachen Nr. 21 S. 84, ausgegeben am 23. Mai 1931; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. April 1931 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Landkreis Stormarn für den Ausbau 
der Nebenlandſtraße Hellbrook-Bargteheide 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 20 S. 165, ausgegeben am 16. Mai 1931; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. April 1931, 
der das dem Rheiniſch-Weſtfäliſchen Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Eſſen, durch 
Erlaß vom 23. Januar 1931 für den Bau einer 100 000 Volt⸗Abzweigleitung mit einer 
Maſtenreihe von Duisburg-Hamborn nach Duisburg⸗Meiderich verliehene Enteignungsrecht 
dahin erweitert, daß es für den Bau einer an einem Geſtänge zu führenden 100 000 Volt⸗ 
Doppelleitung gilt, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 20 S. 111, ausgegeben am 16. Mai 1931. 
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